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Zusatzmaterial: Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie  
   („Sozialistengesetz“) vom 21. Oktober 1878 (Auszug) 
 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen etc. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 
§. 1. 
[1] Vereine, welche durch sozialdemokratische, sozialistische und kommunistische Bestrebungen den Um-
sturz der bestehenden Staats- oder Gesellschaftsordnung bezwecken, sind zu verbieten. 
[2] Dasselbe gilt von Vereinen, in welchen sozialdemokratische, sozialistische oder kommunistische auf den 
Umsturz der bestehenden Staats- oder Gesellschaftsordnung gerichtete Bestrebungen in einer den öffentli-
chen Frieden, insbesondere die Eintracht der Bevölkerungsklassen gefährdenden Weise zu Tage treten. 
[3] Den Vereinen stehen gleich Verbindungen jeder Art. 
[…] 
§. 4.  
Die mit der Kontrolle betraute Behörde ist befugt: 
allen Sitzungen und Versammlungen des Vereins beizuwohnen; 
Generalversammlungen einzuberufen und zu leiten; 
die Bücher, Schriften und Kassenbestände einzusehen, sowie Auskunft über die Verhältnisse der Vereins zu 
erfordern; 
die Ausführung von Beschlüssen, welche zur Förderung der im §. 1 Abs. 2 bezeichneten Bestrebungen geeig-
net sind, zu untersagen; 
mit der Wahrnehmung der Obliegenheiten des Vorstandes oder anderer leitender Organe des Vereins ge-
eignete Personen zu betrauen. 
Die Kassen in Verwahrung und Verwaltung zu nehmen. 
[…] 
§. 6. 
[1] Zuständig für das Verbot und die Anordnung der Kontrolle ist die Landespolizeibehörde. Das Verbot aus-
ländischer Vereine steht dem Reichskanzler zu. 
[2] Das Verbot ist in allen Fällen durch den Reichsanzeiger, das von der Landespolizeibehörde erlassene Ver-
bot überdies durch das für amtliche Bekanntmachungen der Behörde bestimmte Blatt des Ortes oder des 
Bezirkes bekannt zu machen. 
[3] Das Verbot ist für das ganze Bundesgebiet wirksam und umfasst alle Verzweigungen des Vereins, sowie 
jeden vorgeblich neuen Verein, welcher sachlich als der alte sich darstellt. 
§. 7. 
[1] Auf Grund des Verbots sind die Vereinskasse, sowie alle für Zwecke des Vereins bestimmten Gegenstän-
de durch die Behörde in Beschlag zu nehmen. 
[2] Nachdem das Verbot endgültig geworden ist, hat die von der Landespolizeibehörde zu bezeichnende 
Verwaltungsbehörde die Anwicklung der Geschäfte des Vereins (Liquidation) geeigneten Personen zu über-
tragen und zu überwachen, auch die Namen der Liquidatoren bekannt zu machen. 
[…] 
[4] Das liquidierte Vereinsvermögen ist, unbeschadet der Rechtsansprüche Dritter und der Vereinsmitglie-
der, nach Maßgabe der Vereinsstatuten beziehungsweise der allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen zu 
verwenden. 
[5] Der Zeitpunkt, in welchem das Verbot endgültig wird, ist als der Zeitpunkt der Auflösung oder Schließung 
des Vereins (der Kasse) anzusehen. 
[…] 
§. 9. 
[1] Versammlungen, in denen sozialdemokratische, sozialistische oder kommunistische auf den Umsturz der 
bestehenden Staats- oder Gesellschaftsordnung gerichtete Bestrebungen zu Tage treten, sind aufzulösen. 
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[2] Versammlungen, von denen durch Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass sie zur Förderung der 
im ersten Absatze bezeichneten Bestrebungen bestimmt sind, sind zu verbieten. 
[3] Den Versammlungen werden öffentliche Festlichkeiten und Aufzüge gleichgestellt. 
[…] 
§. 11. 
[1] Druckschriften, in welchen sozialdemokratische, sozialistische oder kommunistische auf den Umsturz der 
bestehenden Staats- oder Gesellschaftsordnung gerichtete Bestrebungen in einer den öffentlichen Frieden, 
insbesondere die Eintracht der Bevölkerungsklassen gefährdende Weise zu Tage treten, sind zu verbieten. 
[2] Bei periodischen Druckschriften kann das Verbot sich auch auf das fernere Erscheinen erstrecken, sobald 
auf Grund dieses Gesetzes das Verbot einer einzelnen Nummer erfolgt. 
[…] 
§. 14. 
[1] Auf Grund des Verbots sind die von demselben betroffenen Druckschriften da, wo sie sich zum Zwecke 
der Verbreitung vorfinden, in Beschlag zu nehmen. Die Beschlagnahme kann sich auf die zur Vervielfältigung 
dienenden Platten und Formen erstrecken; bei Druckschriften im engeren Sinne hat auf Antrag des 
Beheiligten statt Beschlagnahme des Satzes das Ablegen des letzteren zu geschehen. Die in Beschlag ge-
nommenen Druckschriften, Platten und Formen sind, nachdem das Verbot endgültig geworden ist, un-
brauchbar zu machen. 
[…] 
§. 17. 
[1] Wer an einem verbotenen Vereine (§. 6) als Mitglied sich beteiligt, oder eine Tätigkeit im Interesse eines 
solchen Vereins ausübt, wird mit Geldstrafe bis zu fünfhundert Mark oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten 
bestraft. Eine gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher an einer verbotenen Versammlung (§. 9) sich beteiligt, 
oder welcher nach polizeilicher Auflösung einer Versammlung (§. 9) sich nicht sofort entfernt. 
[2] Gegen diejenigen, welche sich an dem Vereine oder an der Versammlung als Vorsteher, Leiter, Ordner, 
Agenten, Redner oder Kassierer beteiligen, oder welche zu der Versammlung auffordern, ist auf Gefängnis 
von einem Monat bis zu einem Jahre zu erkennen. 
§. 18. 
Wer für einen verbotenen Verein oder für eine verbotene Versammlung Räumlichkeiten hergibt, wird mit 
Gefängnis von einem Monat bis zu einem Jahre bestraft. 
§. 19. 
Wer eine verbotene Druckschrift (§§. 11,12) […] verbreitet, fortsetzt oder wieder abdruckt, wird mit Geld-
strafe bis zu eintausend Mark oder mit Gefängnis bis zu sechs Monaten bestraft. 
[…] 
§. 22. 
  [1] Gegen Personen, welche sich die Agitation für die im §. 1 Abs. 2 bezeichneten Bestrebungen zum Ge-
schäfte machen, kann im Falle einer Verurteilung wegen Zuwiderhandlung gegen die §§. 17 bis 20 neben der 
Freiheitsstrafe auf die Zulässigkeit der Einschränkung ihres Aufenthaltes erkannt werden. 
  [2] Auf Grund dieses Erkenntnisses kann dem Verurteilten der Aufenthalt in bestimmten Bezirken und Ort-
schaften durch die Landespolizeibehörde versagt werden, jedoch in seinem Wohnsitze nur dann, wenn er 
denselben nicht bereits seit sechs Monaten inne hat. Ausländer können von der Landespolizeibehörde aus 
dem Bundesgebiete ausgewiesen werden. Die Beschwerde findet nur an die Aufsichtsbehörden statt. 
[…] 
§. 30. 
  Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündigung in Kraft[1] und gilt bis zum 31. März 1881. 
  Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Kaiserlichen Insiegel. 
 
Gegeben Potsdam, den 21. Oktober 1878.        
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